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Stellungnahme des Bundesrates und Gegenäußerung der Bundesregierung 


Stellungnahme des Bunderates 

Der Bundesrat hat in seiner 971. Sitzung am 19. Oktober 2018 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Arti¬ 
kel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 


1. Zu Artikel 1 (§2 Satz 3, 


§ 3 Absatz 1 und Absatz 2, 

§ 4 Satz 2 Nummer 5, 

§ 6 Absatz 1 Satz 1 und 


Absatz 3 Satz 3 - neu - und Satz 4 - neu - KiQuTG) und 

Artikel 4 (ij 1 Absatz 5 Satz 01 neu und Satz 1 FAG) 

a) Artikel 1 ist wie folgt zu ändern: 
aa) In § 2 ist Satz 3 zu streichen, 
bb) § 3 ist wie folgt zu ändern: 

aaa) Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 


„( 1) Die Länder analysieren eigenständig ihre individuelle Ausgangslage im Hin¬ 
blick auf Handlungsfelder und Maßnahmen nach § 2.“ 
bbb) In Absatz 2 ist nach den Wörtern „in ihrem Zuständigkeitsbereich“ das Wort „jeweils“ 
zu streichen. 

ec) In § 4 Satz 2 Nummer 5 sind nach den Wörtern „dem Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend die“ die Wörter „gemeinsam mit den Ländern festgelegten,“ einzufügen. 

dd) § 6 ist wie folgt zu ändern: 

aaa) In Absatz 1 Satz 1 sind die Wörter „und letztmals im Jahr 2023“ zu streichen. 
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bbb) Dem Absatz 3 sind folgende Sätze anzufügen: 

„Im Jahr 2022 überprüft die Bundesregiemng unter Beteiligung der Länder den in § 1 
Absatz 5 des Finanzausgleichsgesetzes festgelegten Kostenrahmen. Dabei sind insbe¬ 
sondere die Auskömmlichkeit der Mittel für die nach § 4 zwischen Bund und Ländern 
getroffenen Vereinbarungen sowie die weiteren Entwicklungen und Notwendigkeiten 
des quantitativen und qualitativen Ausbaus in den Blick zu nehmen.“ 

b) In Artikel 4 ist § 1 Absatz 5 Satz 1 durch folgende Sätze zu ersetzen: 

„Zum Ausgleich für Belastungen der Länder aus dem Gesetz zur Weiterentwicklung der Qualität und 
zur Teilhabe in der Kindertagesbetreuung vom [einsetzen: Datum und Fundstelle des Gesetzes] unter¬ 
stützt der Bund die Länder dauerhaft. Aufgrand des Satzes 1 und der Änderung des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch durch die Artikel 1 und 2 des Gesetzes vom ... [einsetzen: Datum und Fundstelle des 
Gesetzes] verringern sich die in Absatz 2 genannten Beträge für den Bund im Jahr 2020 um 993 Milli¬ 
onen Euro, im Jahr 2021 um 1 993 Millionen Euro und ab dem Jahr 2022 um 1 993 Millionen Euro; die 
in Absatz 2 genannten Beträge für die Länder erhöhen sich entsprechend im Jahr 2020 um 993 Millio¬ 
nen Euro, im Jahr 2021 um 1 993 Millionen Euro und ab dem Jahr 2022 um 1 993 Millionen Euro.“ 


Begründung: 

Mit dem Gesetzentwurf zur Weiterentwicklung der Qualität und zur Teilhabe in der Kindertagesbe¬ 
treuung beabsichtigt der Bund, sich an den Kosten der Länder für Qualitätsverbesserungen und Bei¬ 
tragsfreiheit in der Kindertagesbetreuung finanziell zu beteiligen. Ziel des Gesetzentwurfs ist, 
„nachhaltig und dauerhaft die Qualität der frühen Bildung, Erziehung und Betreuung in Tagesein¬ 
richtungen und in der Kindertagespflege bundesweit weiterzuentwickeln und bestehende Unter¬ 
schiede zwischen den Ländern anzugleichen“. Dies wird ausdrücklich begrüßt. Damit das verfolgte 
Ziel jedoch gelingen kann, ist es notwendig, dass die Mittel des Bundes den Ländern dauerhaft zur 
Verfügung stehen. Die Länder sollen erhebliche Qualitätsverbesserungen in der Kindertagesbetreu¬ 
ung vornehmen, erhalten ansonsten aber lediglich für vier Jahre finanzielle Unterstützung vom 
Bund. Damit die erfolgten Maßnahmen auch über das Jahr 2022 hinweg bestehen können, ist im 
Finanzausgleichsgesetz sicherzustellen, dass die Länder dauerhaft Mittel zum Ausgleich der Belas¬ 
tungen der Länder aus dem Gesetz zur Weiterentwicklung der Qualität der Kindertagesbetreuung 
erhalten. Insoweit wird auf die Stellungnahme des Bundesrates zu dem Entwurf eines Gesetzes zur 
steuerlichen Entlastung der Familien sowie zur Anpassung weiterer steuerlicher Regelungen (Fami¬ 
lienentlastungsgesetz 

- FamEntlastG) vom 21. September 2018 verwiesen (vgl. BR-Dracksache 373/18 (Beschluss)). 

Zu Buchstabe a: 

Zu Doppelbuchstabe aa: 

Die Länder entscheiden selbst über die aus ihrer Sicht anzustrebenden Flandlungsziele und den ent¬ 
sprechenden Mitteleinsatz. Durch die Regelung in § 2 Satz 3 KiQuTG, dass die Maßnahmen gemäß 
§ 2 Satz 1 Nummer 1 bis 4 KiQuTG von vorrangiger Bedeutung sind, greift der Bund in die Kom¬ 
petenzen der Länder ein. Die in § 2 Satz 2 KiQuTG genannten Handlungsfelder sind gleichrangig 
zu behandeln. 

Zu Doppelbuchstabe bb: 

Die Länder analysieren ihre individuelle Ausgangslage in Handlungsfeldem und Maßnahmen nach 
§ 2 KiQuTG. Eine ausführliche Analyse muss nicht in allen Handlungsfeldem und auch nicht in 
jedem Fall bezüglich der Maßnahmen nach § 2 Satz 2 KiQuTG stattfmden. Insoweit handelt es sich 
um eine Klarstellung. 

Zu Doppelbuchstabe cc: 

Die für das Monitoring nach § 6 Absatz 2 Satz 2 KiQuTG erforderlichen Daten, die jährlich an den 
Bund übermittelt werden müssen, sollen mit den Ländern gemeinsam festgelegt werden. Nur so 
kann sichergestellt werden, dass die Länder angemessen in die Auswahl der für den Bund erforder¬ 
lichen Daten einbezogen werden. 
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Zu Doppelbuchstabe dd: 

Da die Mittel vom Bund dauerhaft zur Verfügung gestellt werden sollen, muss auch das Monitoring 
entsprechend nach dem Jahr 2023 fortgeführt werden. Im Jahr 2022 überprüft die Bundesregierung 
darüber hinaus unter Beteiligung der Länder den in Artikel 4 festgelegten Kostenrahmen. Mit dieser 
Evaluation soll berücksichtigt werden, dass es sich bei den quantitativen und qualitativen Weiter¬ 
entwicklungen im Bereich der Kindertagesbetreuung um dynamische Prozesse handelt und vor dem 
Hintergrund realer Kostenentwicklungen und weiterer Ausbaunotwendigkeiten mit einem weiteren 
Aufwuchs der Kosten auszugehen ist. 


Zu Buchstabe b: 

Der Bund muss sich dauerhaft an den Kosten der Länder für Qualitäts-Verbesserungen und Beitrags¬ 
freiheit in der Kindertagesbetreuung finanziell beteiligen. Auf obenstehende Begründung wird ver¬ 
wiesen. 


2. Zu Artikel 1 ($ 3 Absatz 3 KiQiiTG) 

In Artikel 1 ist § 3 Absatz 3 zu streichen. 

Begründung: 

Die Vorgabe, wer bei der Analyse der Ausgangslage sowie bei der Ermittlung der Handlungsfelder, 
Maßnahmen und Handlungsziele beteiligt werden soll, stellt einen Eingriff in die internen Willens¬ 
bildungsprozesse der Länder dar. 

Es ist Sache der Länder, die Beteiligungsprozesse entsprechend der jeweiligen Gepflogenheiten zu 
gestalten. 

Vorgaben des Bundes sind weder geboten noch erforderlich. 


3. Zu Artikel 1 (§ 3 Absatz 4 Nummer 1 KiQuTG) 

In Artikel 1 sind in § 3 Absatz 4 Nummer 1 nach dem Wort „Kindertagesbetreuung“ die Wörter „in den 
ausgewählten Handlungsfeldem“ einzufügen. 

Begründung: 

Das Monitoring, das in § 3 KiQuTG verankert werden soll, dient dazu, sicherzustellen, dass die 
Bundesmittel wirkungsvoll eingesetzt werden und die Weiterentwicklung der Qualität und Verbes¬ 
serung der Teilhabe in der Kindertagesbetreuung nachvollzogen werden kann. 

Klarstellend sollte aber zur Vermeidung von unnötigem Berichtsaufwand ausdrücklich festgeschrie¬ 
ben werden, dass das Monitoring auf die Handlungsfelder und Maßnahmen beschränkt bleibt, die 
durch die Bundesmittel ganz- oder teilweise mitfmanziert werden. 


4. Zu Artikel 1 (§ 4 Satz 2 Nummer 4 KiQuTG) 

In Artikel 1 sind in § 4 Satz 2 Nummer 4 die Wörter „insbesondere Qualitätsmanagementsysteme zu un¬ 
terstützen,“ zu streichen. 
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Begründung: 

Die Verpflichtung, Qualitätsmanagementsysteme zu unterstützen, ist zu unbestimmt. Es ist nicht 
ersichtlich, welches Verhalten von den Ländern erwartet wird und welcher Aufwand aus dieser Ver¬ 
pflichtung erwächst. 


5. Zu Artikel 1 (§ 4 Satz 2 Nummer 5 KiOuTG) 

In Artikel 1 sind in § 4 Satz 2 Nummer 5 nach dem Wort „Daten“ die Wörter „ , soweit sie dem jeweiligen 
Land vorliegen,“ einzufügen. 


Begründung: 

Durch die Ergänzung wird klargestellt, dass die Länder nicht verpflichtet sind, zusätzliche Daten für 
das Monitoring zu erheben. 

Es müssen nur ohnehin verfügbare Daten übermittelt werden. 

6. Zu Artikel 2 Nummer 2 _ Buchstabe a (§ 90 Absatz 1 Satz 2 bis 4 und 

Absatz 2 Satz 3 und 

Satz 4 SGB VIII) und 

Buchstabe b (§ 90 Absatz 3 und Absatz 4 SGB VIII) 

Artikel 2 Nummer 2 ist wie folgt zu fassen: 

,2. § 90 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 2 werden folgende Sätze angefügt: 

„... < weiter wie Vorlage > ...“ 

b) Die Absätze 3 und 4 werden durch folgenden Absatz 3 ersetzt: 

„(3)... < weiter wie Vorlage zu Absatz 4 > ...“ 1 

Folgeänderung: 

In Artikel 1 sind in § 2 Satz 2 die Wörter „Absatz 3 und 4“ durch die Wörter „Absatz 1 Satz 2 bis 4 und 
Absatz 3“ zu ersetzen. 


Begründung: 

Mit der Änderung in Artikel 2 Nummer 2 Buchstabe a wird das Ziel verfolgt, den bisherigen Län¬ 
dervorbehalt in § 90 Absatz 1 SGB VIII beizubehalten. 

Mit der Änderung in Artikel 2 Nummer 2 Buchstabe b soll die im Gesetzentwurf vorgesehene bun¬ 
desweit verpflichtende Staffelung der Beiträge für die Kindertagesbetreuung nach vorgegebenen 
Kriterien (kumulativ: Einkommen, Anzahl kindergeldberechtigte Kinder und tägliche Betreuungs¬ 
zeit) in § 90 Absatz 3 SGB VIII gestrichen werden. 

Eine bundesweite Pflicht zur Beitragsstaffelung greift unverhältnismäßig in die Länderzuständigkeit 
und in das Selbstverwaltungsrecht der Kommunen ein. Der Anpassungsaufwand für die zuständigen 
Träger der Tageseinrichtungen, die Kostenbeiträge bislang nicht oder nach anderen Kriterien gestaf¬ 
felt haben, wird als sehr hoch eingeschätzt und zieht möglicherweise insgesamt erhöhte Beiträge 
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oder der Wegfall von anderen günstigen Regelungen (Geschwisterbonus) nach sich. Die ver¬ 
pflichtende Festlegung insbesondere des Einkommens als Staffelungskriterium bedeutet darüber 
hinaus in jedem Einzelfall einen enormen Prüf- und Verwaltungsaufwand bei den Trägem und 
gleichzeitig die Offenlegung der Einkommensverhältnisse durch die Eltern, was weder im Interesse 
aller Eltern noch der Träger sein dürfte. 

Zur Folgeänderung: 

Der Bundesrat spricht sich gegen die vorgesehene Streichung des bisherigen Ländervorbehalts in 
§ 90 Absatz 1 SGB VIII aus. Insofern ist die Verweisung in § 2 Absatz 2 KiQuTG anzupassen. 


Zu Artikel 4 (FAG) 

7. Ohne dauerhaft zur Verfügung gestellte Bundesmittel ist die mit dem Gesetzentwurf beabsichtigte nachhal¬ 
tige und dauerhafte Qualitätsentwicklung nicht zu leisten. Der Bundesrat fordert die Bundesregierung daher 
auf, dass sich der Bund dauerhaft an den Folgekosten des Gesetzes zur Weiterentwicklung der Qualität und 
zur Teilhabe in der Kindertagesbetreuung beteiligt und auch nach 2022 dauerhaft Mittel im Umfang von 
jährlich mindestens zwei Milliarden Euro zur Verfügung stellt. Die Dauerhaftigkeit der Finanziemng durch 
Bundesmittel ist bei den Änderungen des Finanzausgleichsgesetzes zum Ausgleich der Belastungen der Län¬ 
der aus dem Gesetz zur Weiterentwicklung der Qualität der Kindertagesbetreuung sicherzustellen. 

8. Der Bundesrat verweist auf die Zusage im Koalitionsvertrag vom 12. März 2018, für die Steigerung der 
Qualität von Kinderbetreuungseinrichtungen 2019 eine halbe Milliarde Euro, 2020 eine Milliarde Euro so¬ 
wie 2021 zwei Milliarden Euro zur Verfügung zu stellen. 

Laut Begründung zum Gesetzentwurf resultieren die betragsmäßigen Abweichungen im Gesetzentwurf 
aus dem Abzug des Erfüllungsaufwandes für den Bund in Höhe von jährlich sieben Millionen Euro. Ein 
solcher Kostenabzug widerspricht der Zusage und ist daher zu streichen. Den Ländern sind die zugesag¬ 
ten Mittel vollständig zur Verfügung zu stellen. 

Für den Fall, dass es beim Abzug des Erfüllungsaufwandes für den Bund bleiben sollte, geht der Bun¬ 
desrat davon aus, dass auch die Länder ihren Erfüllungsaufwand aus den zur Verfügung gestellten Mitteln 
zahlen können. 

9. Der Bundesrat fordert, den Gesetzentwurf im weiteren Gesetzgebungsverfahren dahingehend zu überarbei¬ 
ten, dass die Finanzmittel dauerhaft bereitgestellt werden. 


Begründung: 

Nach dem vorgelegten Gesetzentwurf werden die bereitgestellten Finanzmittel nur bis zum Jahr 
2022 festgeschrieben. 

Im Gegenzug sollen die Länder nachhaltige Qualitätsverbesserungen realisieren. 

Nachhaltige Maßnahmen werden die Länder langfristig finanziell binden. 

Damit tragen die Länder das Risiko einer Anschlussfmanzierung der Maßnahmen. Dies widerspricht 
den Verhandlungen beziehungsweise Absprachen im Vorfeld des Gesetzentwurfs, wonach ein dau¬ 
erhaftes finanzielles Engagement des Bundes erfolgen sollte. 
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10. Zu Artikel 5 Absatz 2 (Inkrafttreten) 

In Artikel 5 Absatz 2 ist die Angabe „2019“ durch die Angabe „2020“ zu ersetzen. 


Begründung: 

Die vorgesehen Umsetzungsfrist ist deutlich zu kurz bemessen. 

Die vorgesehenen Gesetzesänderungen in § 90 Absatz 3 und 4 SGB VIII sehen eine Staffelung der 
Kostenbeiträge insbesondere nach dem Einkommen der Eltern vor und erweitern den Kreis der El¬ 
tern, denen die Belastung durch Kostenbeiträge nicht zuzumuten ist. 

Die Neuregelungen sind konnexitätsrelevant und in der Umsetzung mit einem erheblichen Aufwand 
verbunden. 

Es bedarf aufwändiger Abstimmungen mit den Kommunen; Verwaltungsverfahren müssen ange¬ 
passt, Gebührensatzungen und Betreuungsverträge geändert werden. Eine Struktur für die ver¬ 
pflichtende Beratung nach § 90 Absatz 4 Satz 3 SGB VIII muss geschaffen werden. 

Diese umfangreichen Vorarbeiten sind bis zum 1. August 2019 nicht leistbar. 

Insbesondere müssen auch die Kosten für die Umstellung ermittelt werden. 

Die von der Bundesregierung bezifferte Entlastung der Bürger mit 150 Millionen Euro ist insoweit 
nicht nachvollziehbar und bedarf einer genaueren Prüfung, um Forderungen der Kommunen auf 
Ausgleich Rechnung tragen zu können. 

Flierfür ist ein ausreichender Umsetzungszeitraum vorzusehen. 


11. Zu Artikel 5 Absatz 1, Absatz 3 und Absatz 4 (Inkrafttreten) 

Artikel 5 ist wie folgt zu ändern: 

a) In Absatz 1 ist die Angabe „2 bis 4“ durch die Angabe „2 und 3“ zu ersetzen. 

b) Absatz 3 ist wie folgt zu fassen: 

„(3) Artikel 4 tritt am 1. Januar 2020 in Kraft.“ 

c) Absatz 4 ist zu streichen. 

Begründung: 

Der im Gesetzentwurf vorgesehene Mechanismus setzt für die Bereitstellung der Finanzmittel durch 
Änderung des Finanzausgleichsgesetzes voraus, dass der Bund mit allen Ländern Verträge über die 
Weiterentwicklung der Qualität der Kindertagesbetreuung abgeschlossen hat. 

Flierdurch können sich erhebliche Verzögerungen ergeben. So müssen die Schwerpunkte der Qua¬ 
litätsverbesserungen und die Details der Umsetzung unter anderem mit den zuständigen Kommunen 
abgestimmt werden. Es ist auch denkbar, dass die Mittelbereitstellung dauerhaft scheitert, weil es 
nicht gelingt, mit allen Ländern die erforderlichen Verträge abzuschließen. Der Vorbehalt sollte 
daher ersatzlos entfallen. 

12. Zum Inkrafttreten sehen Artikel 5 Absatz 3 und Absatz 4 vor, dass die Artikel 3 und 4 erst dann in Kraft 
treten, sobald in allen Ländern Verträge nach § 4 KiQuTG abgeschlossen wurden. Sofern einzelne Länder 
keinen Vertrag mit dem Bund abschließen, würden auch solche Länder, die bereits Verträge im Sinne von 
§ 4 KiQuTG abgeschlossen haben, keine finanziellen Mittel über einen höheren Anteil an der Umsatzsteuer 
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erhalten. Die Übertragung von Umsatzsteueranteilen unter bestimmten fachgesetzlichen Bedingungen be¬ 
gegnet rechtlichen Bedenken, da insoweit ein Eingriff in die Autonomie der Länder vorläge und die Mittel 
den Charakter von unzulässigen Finanzhilfen erhielten. Insbesondere dürfen Leistungen zugunsten eines 
Landes nicht von dem nicht beeinflussbaren Verhalten anderer Länder abhängig gemacht werden. 

Zum Gesetzentwurf allgemein 

13. Der Bundesrat begrüßt grundsätzlich die Absicht des Bundes, mit dem Gesetzentwurf zur Weiterentwicklung 
der Qualität und zur Teilhabe in der Kindertagesbetreuung nachhaltig und dauerhaft die Qualität der frühen 
Bildung, Erziehung und Betreuung in Tageseinrichtungen und in der Kindertagespflege bundesweit weiter¬ 
zuentwickeln. 

14. Der Bundesrat stellt fest, dass Qualitätsentwicklung von und Teilhabe an Kindertagesbetreuung in dem Ge¬ 
setzentwurf- nicht zuletzt aufgrund der Änderungen der §§ 22 und 90 im SGB VIII - als Daueraufgabe 
angelegt sind. 

15. Aufgrund der Zusagen im Koalitionsvertrag erwartet der Bundesrat, dass alle seit dem 12. März 2018 um¬ 
gesetzten Maßnahmen in den Ländern in den abzuschließenden Vereinbarungen berücksichtigt werden, so¬ 
weit sie in den geplanten Maßnahmenkatalog einbezogen werden können. Maßnahmen der Beitragsentlas¬ 
tung der Eltern bis hin zur Beitragsfreiheit, die als gleichwertiges Handlungsfeld zu betrachten sind, sind 
auch einzubeziehen, soweit sie vor dem 12. März 2018 in Kraft getreten sind. 
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Gegenäußerung der Bundesregierung 


Die Bundesregierung äußert sich zu der Stellungnahme des Bundesrates wie folgt: 

Zu Ziffer 1 (Zu Artikel 1 (§ 2 Satz 3. § 3 Absatz 1 und Absatz 2. § 4 Satz 2 Nummer 5. § 6 Absatz 1 Satz 1 
und Absatz 3 Satz 3 — neu - und Satz 4 - neu — KiQuTGf und Artikel 4 (§ 1 Absatz 5 Satz 01 - 

neu - und Satz 1 FAG) 

Zu a), aa) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag des Bundesrates ab, Artikel 1 § 2 Satz 3 zu streichen und die damit 
einhergehende vorrangige Bedeutung der Handlungsfelder Nummer 1 bis 4 zurückzunehmen. Angesichts der 
Herausforderangen in der Kindertagesbetreuung sind die dort benannten Handlungsfelder zentral für eine Wei¬ 
terentwicklung der Qualität. Der Vorrang für bestimmte Handlungsfelder ist notwendig, um das Ziel des Gesetz¬ 
entwurfs - die Qualität der frühen Bildung, Erziehung und Betreuung in Tageseinrichtungen und in der Kinder¬ 
tagespflege bundesweit weiterzuentwickeln und bestehende Unterschiede zwischen den Ländern anzugleichen - 
zu gewährleisten. Sofern ein Land keine Maßnahmen in den Handlungsfeldem von vorrangiger Bedeutung um¬ 
setzt, ist dies besonders zu begründen. Eine darüber hinausgehende Rechtsfolge für die Auswahl nicht priorisierter 
Handlungsfelder oder Maßnahmen existiert nicht. 

Zu a), bb) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag des Bundesrates ab, dass die Länder ihre individuelle Ausgangslage 
nach eigenen Kriterien analysieren. Die Analyse der Ausgangslage muss nach möglichst vergleichbaren Kriterien 
erfolgen, um das Ziel des Gesetzentwurfes, die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse zu befördern, nachvoll¬ 
ziehen zu können. 

Mit dem Begriff „jeweils“ ist in Artikel 1 § 3 Absatz 2 nicht gemeint, dass alle Handlungsfelder ermittelt werden 
sollen, sondern dass alle 16 Länder jeweils Handlungs- und Finanzierungskonzepte aufstellen. Eine Änderung ist 
daher nicht notwendig. Die Bundesregierung lehnt diesen Vorschlag des Bundesrates ab. 

Zu a), cc) 

Die Bundesregierang wird im weiteren Verfahren prüfen, ob die für das Monitoring erforderlichen Daten, die an 
den Bund übermittelt werden müssen, gemeinsam mit den Ländern festgelegt werden können. 

Zu a), dd) 

Die Auffassung, wonach das Monitoring nicht zu befristen und inhaltlich auf die Auskömmlichkeit der Mittel zu 
erweitern sei, lehnt die Bundesregierung ab. Das Monitoring dient dem Zweck, die Weiterentwicklung der Qua¬ 
lität und Verbesserung der Teilhabe zu prüfen und Transparenz zu gewährleisten. Die Prüfung der Auskömmlich¬ 
keit der Mittel ist nicht Gegenstand des Monitorings. 

Zu b) 

Die Auffassung des Bundesrates, wonach der Bund die Länder dauerhaft für die Belastungen aus dem Gesetz zur 
Weiterentwicklung der Qualität und zur Teilhabe in der Kindertagesbetreuung unterstützen solle, lehnt die Bun¬ 
desregierung im Hinblick auf die derzeitige Finanzplanung ab. Der Bund wird die Länder bis 2022 finanziell 
unterstützen, um den Qualitätsentwicklungsprozess weiter voranzutreiben und zu intensivieren. 
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Zu Ziffer 2 (Zu Artikel 1 (§ 3 Absatz 3 KiQuTG)) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag des Bundesrates zur Änderung der Beteiligungsprozesse bei der Ana¬ 
lyse der Ausgangslage ab. Durch die Formulierung in Artikel 1 § 3 Absatz 3 als Sollvorschrift ist ein Grundsatz 
für die Beteiligung vorgegeben und durch den Einschub „insbesondere“ werden die zu beteiligenden Organisati¬ 
onen und Akteure beispielhaft, aber nicht abschließend aufgezählt. Im Ausnahmefall sind daher Abweichungen 
vom Grundsatz der Beteiligung möglich. Eine partizipative Einbindung relevanter Akteure ist sinnvoll. 

Zu Ziffer 3 (Zu Artikel 1 (§ 3 Absatz 4 Nummer 1 KiQuTG)) 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag des Bundesrates zur Konkretisierung der Vorgaben zu den Handlungs- 
und Finanzierungskonzepten im weiteren Verfahren prüfen. 

Zu Ziffer 4 (Zu Artikel 1 (§ 4 Satz 2 Nummer 4 KiQuTGY) 

Die Bundesregierung prüft den Vorschlag des Bundesrates, die vorgesehene Unterstützung für Qualitätsmanage¬ 
mentsysteme zu streichen, im Flinblick auf eine Konkretisierung der Formulierung. Neben dem Monitoring, das 
von Bundesseite durchgeführt wird, ist es sinnvoll, auch auf Landesebene die Qualitätsentwicklung zu beobach¬ 
ten. Dazu dienen die beispielhaft aufgeführten Qualitätsmanagementsysteme. 

Zu Ziffer 5 (Zu Artikel 1 (§ 4 Satz 2 Nummer 5 KiQuTG)) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag des Bundesrates zur Konkretisierung der zu übermittelnden Daten ab. 
Das Monitoring dient dazu, zu beobachten und zu dokumentieren, dass die Mittel in die Qualitätsentwicklung 
geflossen sind und welche Fortschritte erreicht wurden. Eine Beschränkung von vornherein auf bereits vorhan¬ 
dene Daten würde das Monitoring und das damit verfolgte Ziel deutlich einschränken. Gleichwohl wird der Bund 
bei der Umsetzung darauf achten, dass kein unverhältnismäßiger Aufwand für die Datenbereiterstellung entsteht. 

Zu Ziffer 6 (Zu Artikel 2 Nummer 2) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag des Bundesrates zur Streichung einer bundesweit verpflichtenden so¬ 
zialen Staffelung der Eltembeiträge ab. Eine bundesweite Staffelung unter den genannten Kriterien ist neben der 
Beitragsbefreiung für Geringverdienende ein wichtiger Schritt, um der bestehenden Ungleichheit bei den Eltem- 
beiträgen zwischen den Ländern bzw. innerhalb der Länder entgegenzuwirken und so einen Beitrag zur Anglei¬ 
chung der Lebensverhältnisse zu leisten. Ausreichender Spielraum für Regelungen auf Landesebene und kommu¬ 
naler Ebene bleibt weiterhin vorhanden, da die Gebührenhöhe nicht festgeschrieben wird und auch noch weitere 
Kriterien zugelassen werden. 

Zu Ziffer 7 (Zu Artikel 4 (FAGff 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag des Bundesrates im Hinblick auf die derzeitige Finanzplanung ab, zur 
Begründung wird auf die Ausführungen zu Ziffer 1 b verwiesen. 
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Zu Ziffer 8 (Zu Artikel 4 (FAG)) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag des Bundesrates, den Erfüllungsaufwand des Bundes von der zur 
Verfügung gestellten Summe zugunsten der Länder nicht in Abzug zu stellen, ab. Die zur Umsetzung des Ge¬ 
setzentwurfs als Erfüllungsaufwand bezifferten Kosten des Bundes sind insbesondere für die Einrichtung einer 
Geschäftsstelle vorgesehen. Diese wird die Länder u.a. bei der Analyse ihrer Ausgangslage und bei öffentlich¬ 
keitswirksamen Maßnahmen zur Weiterentwicklung der Qualität und Verbesserung der Teilhabe in der Kinder¬ 
tagesbetreuung unterstützen. Zudem begleitet sie das Monitoring. Damit dient die Arbeit der Geschäftsstelle der 
Umsetzung der im Gesetzentwurf vorgesehenen Elandlungsfelder und Maßnahmen sowie deren Dokumentation 
und unterstützt die Länder bei der Weiterentwicklung der Qualität. So wird mit den Mitteln des Erfüllungsauf¬ 
wands das Ziel des Gesetzentwurfs unmittelbar befördert. 

Zu Ziffer 9 (Zu Artikel 4 (FAG)) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag des Bundesrates, die Finanzmittel dauerhaft zur Verfügung zu stellen, 
im Elinblick auf die derzeitige Finanzplanung ab. Im Übrigen wird auf die Ausführungen zu Ziffer 1 b verwie¬ 
sen. 

Zu Ziffer 10 (Zu Artikel 5 Absatz 2 (Inkrafttreten)) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag des Bundesrates, die Änderung des Artikels 2 und damit die Ände¬ 
rung bei den Eltembeiträgen erst ein Jahr später, ab 1. August 2020, in Kraft treten zu lassen, ab. Die Änderun¬ 
gen in Artikel 2 des Gesetzes zur Weiterentwicklung der Qualität und zur Teilhabe in der Kindertagesbetreuung 
stellen konkrete Verbesserungen für sozial schwache Familien dar. Sie dienen insbesondere dazu, Flürden der 
Inanspruchnahme von Kindertagesbetreuung abzubauen und einen Beitrag zur bundesweiten Angleichung der 
Lebensverhältnisse zu leisten. Ein späteres Inkrafttreten von Artikel 2 würde die Ungleichheit der Lebensbedin¬ 
gungen um ein weiteres Jahr aufrechterhalten und ist für die Bundesregierung deshalb nicht akzeptabel. Nach 
Auffassung der Bundesregierung besteht ein hinreichender Vorlauf für die Einführung dieser Regelung, da diese 
erst am 1. August 2019 in Kraft tritt. 

Zu Ziffer 11 (Zu Artikel 5 Absatz 1, Absatz 3 und Absatz 4 (Inkrafttreten)) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag des Bundesrates ab, das Inkrafttreten der Änderung des FAG vom 
Abschluss der 16 Verträge zwischen Bund und Ländern zu entkoppeln. Die über die Änderung des Finanzaus¬ 
gleichsgesetzes den Ländern zusätzlich zur Verfügung gestellten Mittel erhalten diese ausschließlich im Zusam¬ 
menhang mit Mehrbelastungen aufgrund der mit dem Gesetz angestrebten Weiterentwicklung der Qualität und 
der Verbesserung der Teilhabe in der Kindertagesbetreuung. Dieser Zusammenhang wird durch den Abschluss 
der Verträge mit allen 16 Bundesländern sowie durch die Regelungen zum Inkrafttreten sichergestellt. 

Zu Ziffer 12 (Zu Artikel 5 , Absatz 1. Absatz 3 und Absatz 4 (Inkrafttreten)J 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag des Bundesrates ab. Auf die Ausführungen zu Ziffer 11 wird verwie¬ 
sen. 

Zu Ziffer 13 (Zum Gesetzentwurf allgemein) 

Die Bundesregierung begrüßt die Anmerkungen des Bundesrates. Diese steht in einer Linie mit dem 2014 be¬ 
gonnenen Qualitätsentwicklungsprozess von BMFSFJ und Ländern, dem gemeinsamen Zwischenbericht „Frühe 
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Bildung weiterentwickeln und finanziell sichern“ von 2016 und dem Beschluss der Jugend- und Familienminis¬ 
terkonferenz (JFMK) vom Mai 2017, deren Inhalte Eingang in den Gesetzentwurf gefunden haben. 

Zu Ziffer 14 (Zum Gesetzentwurf allgemein) 

Die Bundesregierung nimmt die Anmerkungen des Bundesrates, dass Qualitätsentwicklung von und Teilhabe an 
Kindertagesbetreuung als Daueraufgabe angelegt sind, zur Kenntnis. 

Zu Ziffer 15 (Zum Gesetzentwurf allgemein) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag des Bundesrates zur Definition, wann eine Maßnahme der Länder „zu¬ 
sätzlich“ im Sinne des Gesetzes zur Weiterentwicklung der Qualität und zur Teilhabe in der Kindertagesbetreuung 
und damit im Zusammenhang mit dem KiQuTG förderfähig ist, ab. Eine Vorverlegung des Stichtags auf den 12. 
März 2018 bzw. vor den 12. März 2018 wird als nicht zielführend erachtet. Für eine Weiterentwicklung der Qua¬ 
lität ebenso wie für die Begründung einer Anpassung der Umsatzsteueranteile von Bund und Ländern ist es von 
wesentlicher Bedeutung, dass die zusätzlichen Umsatzsteuermittel über die bereits bestehenden Landesprogram¬ 
men und Maßnahmen zur Weiterentwicklung der Qualität sowie Teilhabe in der Kindertagesbetreuung hinaus 
eingesetzt werden. Die in dem Gesetzentwurf vorgesehene Stichtagsregelung zum 1. Januar 2019 kommt den 
Länderinteressen bereits weit entgegen und greift den Vorschlag der länderübergreifenden Stellungnahme zum 
Referentenentwurf vom 31. Juli 2018 auf, die im Rahmen der Länderbeteiligung abgegeben wurde und der sich 
14 Länder angeschlossen haben. Darüber hinaus sind auch Maßnahmen, die vor dem 1. Januar 2019 beginnen, 
förderfähig, sofern sie eine qualitative Weiterentwicklung darstellen und so als neue Maßnahme ab 1. Januar 2019 
angesehen werden können. 







